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Zustand und Reaktivierung der öffentlichen Schutzräume in Deutschland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Aufgabe des Zivilschutzes ist es, durch nichtmilitärische Maßnahmen die Be-
völkerung, ihre Wohnungen und Arbeitsstätten, lebens- oder verteidigungs-
wichtige zivile Dienststellen, Betriebe, Einrichtungen und Anlagen sowie das 
Kulturgut vor Kriegseinwirkungen zu schützen und deren Folgen zu beseiti-
gen oder zu mildern. Zu diesen nichtmilitärischen Maßnahmen gehört nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Nummer 3 des Gesetzes über den Zivil-
schutz und die Katastrophenhilfe des Bundes (ZSKG) ausdrücklich auch der 
Schutzbau. Unter den Begriff „öffentliche Schutzräume“ fallen die mit Mitteln 
des Bundes wiederhergestellten Bunker und Stollen sowie die als Mehrzweck-
bauten in unterirdischen baulichen Anlagen errichteten Schutzräume zum 
Schutz der Bevölkerung (§ 7 Absatz 1 Satz 1 ZSKG).

In der „Konzeption Zivile Verteidigung“ des damaligen Bundesministeriums 
des Innern vom 24. August 2016 hat die Bundesregierung noch ausgeführt:

„Für den Schutz der Bevölkerung wird vorhandene Bebauung im Rahmen des 
Selbstschutzes als physischer Schutz (Deckung) und Schutz vor Kontaminati-
on mit CBRN-Stoffen genutzt. Maßnahmen zur Härtung der Bausubstanz von 
Wohn- und Arbeitsgebäuden werden vom Bund empfohlen, gefördert oder 
verpflichtend vorgegeben. Die flächendeckende Bereitstellung öffentlicher 
Schutzräume ist hingegen nicht realisierbar und in Anbetracht von Ereignissen 
mit kurzer oder fehlender Vorwarnzeit nur sehr eingeschränkt geeignet, ausrei-
chende Schutzwirkung zu entfalten. […]“ (Bundesministerium des Innern: 
„Konzeption Zivile Verteidigung (KZV), S. 23, Kapitel 6.4.: Baulicher 
Schutz“).

Bund und Länder haben im Jahr 2007 entschieden, dass die Erhaltung der 
Funktionsfähigkeit der öffentlichen Schutzräume aufzugeben sei. Die öffentli-
chen Schutzräume wurden seitdem sukzessive aus der Zivilschutzbindung ent-
lassen und den Eigentümern die unbeschränkte Nutzung ermöglicht (Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Baulicher Zustand und mögli-
che Folgekosten von Luft- und Zivilschutzbauen sowie Sperrbauwerke in 
Deutschland“ auf Bundestagsdrucksache 19/7181, S. 1). In dem Zeitraum zwi-
schen den Jahren 2007 bis zum Januar 2019 sind seitdem 1035 öffentliche 
Schutzräume aus der Zivilschutzbindung entlassen worden (ebd., S. 2).
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Der Angriff der Russischen Föderation auf die Ukraine führt nach Auffassung 
der Fragesteller schmerzhaft vor Augen, dass nach Dekaden des nichtkonven-
tionellen Krieges ein solcher auf europäischem Boden nach wie vor nicht aus-
geschlossen ist. Zur Kriegsführung Russlands in der Ukraine gehören auch 
Luftangriffe. Teilweise harrten die Zivilisten in Charkiw und Kiew tagelang 
ununterbrochen in U-Bahn-Stationen aus (https://www.oe24.at/welt/ukraine-k
rieg/tausende-harren-in-bunkern-aus/512515162).

Nunmehr hat die Bundesregierung angekündigt, die Fähigkeiten im Zivil-
schutz stärken zu wollen. Hierzu wolle sie auch das aktuelle Rückbaukonzept 
für Schutzräume überprüfen. In Zusammenarbeit mit den Ländern beabsichti-
ge die Bundesregierung, zunächst eine „vollständige Bestandsaufnahme der 
vorhandenen Schutzräume von Bund und Ländern“ vorzunehmen (Antwort 
der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 30 auf Bundestagsdruck-
sache 20/957). Diese Absicht hat die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion der AfD nochmals bekräftigt (Vorbemerkung der 
Bundesregierung in der Antwort auf die Kleine Anfrage: „Schutzräume für die 
Zivilbevölkerung in Deutschland“ auf Bundestagsdrucksache 20/1246). Zu-
letzt gab es in Deutschland 599 öffentliche Schutzräume (ebd., S. 2).

Aus Sicht der Fragesteller ist es angemessen, der Bevölkerung im Zweifel die 
gesetzlich erwähnten öffentlichen Schutzräume vorhalten zu können, um im 
Szenario des Verteidigungsfalles adäquat auf den Schutz der Zivilbevölkerung 
vorbereitet zu sein. Hinzu kommt, dass bis zum Jahr 2020 zahlreiche Men-
schen aus Dörfern, Klein- und Mittelstädten in deutsche Großstädte gezogen 
sind (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/662560/umfrage/urbanisieru
ng-in-deutschland/). Diese Urbanisierung hat zu einer höheren Konzentration 
von Menschen in Metropolregionen geführt. Diese Konzentration von Men-
schen geht aus Sicht der Fragesteller mit höheren Risiken im Falle des Luft-
kriegs einher. Der Inhalt und der Umfang der angedachten Bestandsaufnahme 
zu den vorhandenen Schutzräumen bieten Anlass zu dieser Kleinen Anfrage.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Vor dem Hintergrund des völkerrechtswidrigen russischen Überfalls auf die 
Ukraine und der veränderten sicherheitspolitischen Lage in Europa verstärkt 
die Bundesregierung ihre Fähigkeiten zur Verteidigung im Rahmen der NATO 
und zum Schutz der Bevölkerung. Dabei stärkt die Bundesregierung neben der 
militärischen Verteidigung auch die zivile Verteidigung und dabei insbesondere 
die Fähigkeiten des Zivilschutzes.
Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Bundesregierung u. a. die Fachbehör-
den im Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern und für Heimat, 
das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) und die 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW), für ihre Zivilschutzaufgaben zu 
stärken und die Fähigkeiten und Vorkehrungen des Zivilschutzes in Deutsch-
land insgesamt auszubauen.

 1. Gibt es Überlegungen der Bundesregierung, die über 1 000 zwischen den 
Jahren 2007 bis 2019 aus der Zivilschutzbindung entlassenen öffentli-
chen Schutzräume wieder dem Zivilschutz zu widmen, und wenn ja, wel-
che sind das (bitte begründen, vgl. die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 19/7181 S. 2)?
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 2. Gibt es Überlegungen der Bundesregierung dazu, die ehemaligen Schutz-
räume in der Hand von rund 9 000 privaten Eigentümern, welche mit der 
Aufgabe des Schutzraumkonzeptes 2009 entwidmet worden sind, wieder 
mit der Zivilschutzbindung zu widmen, und wenn ja, welche Überlegun-
gen sind das (bitte begründen, vgl. die Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 20/1246 S. 2)?

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet.
Im Rahmen der Prüfung von Fähigkeiten, die der Bevölkerung einen physi-
schen Schutz ermöglichen, wird auch das aktuelle Rückbaukonzept für Schutz-
räume geprüft. In diesem Zusammenhang wurde die Rückabwicklung der noch 
vorhandenen Schutzräume zunächst bis auf weiteres ausgesetzt. Der Bund, fe-
derführend die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) unter fachlicher 
Beratung des BBK, führt derzeit gemeinsam mit den Ländern und Kommunen 
eine vollständige Bestandsaufnahme der verbliebenen öffentlichen Schutzräu-
me in Deutschland durch. Allerdings sind die ehemaligen Schutzräume auf Be-
drohungsszenarien aus dem Kalten Krieg ausgerichtet. Diese Bestandsaufnah-
me beinhaltet umfassende Prüfungsmaßnahmen, bei denen die Funktionsfähig-
keit, die Betriebsbereitschaft und die technischen Möglichkeiten einer Inbe-
triebnahme der Schutzräume vertieft und belastbar untersucht werden. Im An-
schluss an diese Bestandsaufnahme wird über das weitere Vorgehen auch mit 
Blick auf die aktuelle Lage entschieden. Im Übrigen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der AfD auf Bundestags-
drucksache 20/1246 (Schutzräume für die Zivilbevölkerung in Deutschland) 
verwiesen.

 3. Ist die Anzahl der bestehenden öffentlichen Schutzräume in Deutschland 
nach Einschätzung der Bundesregierung ausreichend, um die Zivilbevöl-
kerung in einem Verteidigungsfall vor allem in Großstädten ausreichend 
vor den Gefahren der Luftkriegsführung zu schützen?

 4. Beabsichtigt die Bundesregierung in Anbetracht des Krieges in der Ukra-
ine, künftig für den Verteidigungsfall mehr öffentliche Schutzräume zu 
errichten oder wiederherzustellen?

 5. Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, dass die flächendeckende 
Bereitstellung von öffentlichen Schutzräumen auch bei tagelang ununter-
brochener Nutzung durch die Bevölkerung im Verteidigungsfall nur sehr 
eingeschränkt geeignet ist, eine ausreichende Schutzwirkung zu entfal-
ten, und wenn ja, warum (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Die Fragen 3 bis 5 werden gemeinsam beantwortet.
Vor dem Hintergrund des damaligen sicherheitspolitischen Umfelds beschlos-
sen Bund und Länder 2007 gemeinsam, öffentliche Schutzräume nicht weiter 
zu erhalten, einschließlich der Anlagen, die während des Kalten Krieges für die 
Bundesregierung vorgehalten wurden.
Die Konzeption Zivile Verteidigung (KZV) führt hierzu aus, dass die flächen-
deckende Bereitstellung öffentlicher Schutzräume nicht realisierbar und in An-
betracht von Ereignissen mit kurzer oder fehlender Vorwarnzeit nur sehr einge-
schränkt geeignet sei, ausreichende Schutzwirkung zu entfalten (vgl. KZV, Zif-
fer 6.4 Baulicher Schutz).
Die aktuelle Bedrohungslage ist vor dem Hintergrund des völkerrechtswidrigen 
russischen Überfalls auf die Ukraine neu zu bewerten. Hierzu bedarf es einer 
aktuellen Bedrohungs- und Risikoanalyse. Auf der Grundlage einer solchen 
Analyse kann über das weitere Vorgehen im Bereich des Zivilschutzes ent-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 3 – Drucksache 20/2098



schieden werden. Auch eine Einschätzung der Bunderegierung, ob eine flä-
chendeckende Bereitstellung von öffentlichen Schutzräumen bei tagelang un-
unterbrochener Nutzung durch die Bevölkerung im Verteidigungsfall geeignet 
ist, eine ausreichende Schutzwirkung zu entfalten, kann erst nach einer 
Bedrohungs- und Risikoanalyse erfolgen.

 6. Welche Maßnahmen zur Härtung der Bausubstanz von Wohn- und Ar-
beitsgebäuden hat die Bundesregierung seit dem Jahr 2016 empfohlen, 
gefördert oder verpflichtend vorgegeben (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller zur Konzeption Zivile Verteidigung), und wie hoch sind die dafür 
von der Bundesregierung eingesetzten finanziellen Mittel?

Die Bundesregierung hat bislang keine Maßnahmen zur Härtung der Bausub-
stanz von Wohn- und Arbeitsgebäuden explizit empfohlen, gefördert oder ver-
pflichtend vorgegeben.
Das BBK wurde beauftragt, zusammen mit zuständigen Experten eine Stel-
lungnahme zu Schutzbauten zu erarbeiten.
Zum Thema „Baulicher Bevölkerungsschutz für alle Wetterlagen“ informiert 
das BBK bereits seit 2015 in Videos über das Videoportal YouTube die Bevöl-
kerung über bauliche Schutzmaßnahmen insbesondere vor Extremwetterereig-
nissen und spricht Empfehlungen für entsprechende schützende Baumaßnah-
men aus.

 7. In welchem zeitlichen Stadium befindet sich die von der Bundesregie-
rung angekündigte Bestandsaufnahme zum Zustand der vorhandenen 
Schutzräume von Bund und Ländern (vgl. Vorbemerkung der Fragestel-
ler)?

 8. Welcher „zeitliche Fahrplan“ liegt der von der Bundesregierung ange-
kündigten Bestandsaufnahme zum Zustand der vorhandenen Schutzräu-
me von Bund und Ländern zugrunde (vgl. Vorbemerkung der Fragestel-
ler)?

Die Fragen 7 und 8 werden gemeinsam beantwortet.
Die Bestandsaufnahme erfolgt aufgrund ihrer Komplexität in mehreren Stufen.
Nach Auswertung der beim Bund vorliegenden Daten und Unterlagen zum Zu-
stand und zur Ausstattung der Schutzräume erfolgt eine örtliche Bestandsauf-
nahme (Sichtprüfung) anhand zunächst 60 ausgewählter Schutzanlagen durch 
die BImA und ergänzend durch Kommunen. Die Ergebnisse dieser Prüfungen 
liegen voraussichtlich im Spätsommer 2022 vor.
Erst daran anschließend wird über Inhalt und Umfang der Sichtprüfung der üb-
rigen Schutzanlagen entschieden.
Die Auswertung der Unterlagen und Sichtprüfungen haben bereits begonnen.

 9. Beabsichtigt die Bundesregierung, den Deutschen Bundestag über das 
Ergebnis der Bestandsaufnahme zum Zustand der vorhandenen Schutz-
räume von Bund und Ländern zu informieren, und wenn ja, wann (vgl. 
Vorbemerkung der Fragesteller)?

Fragen des Deutschen Bundestages zum Ergebnis der Bestandsaufnahme wer-
den von der Bundesregierung beantwortet.
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10. Mit welchen notwendigen Ausgaben rechnet die Bundesregierung für die 
Erhaltung, Wiederherstellung oder den Neubau von öffentlichen Schutz-
räumen in den nächsten fünf Jahren (bitte nach Jahren aufschlüsseln der 
Fragesteller)?

Über die Ausgabenhöhe für die Erhaltung, die etwaige Wiederherstellung oder 
den etwaigen Neubau von öffentlichen Schutzräumen in den nächsten fünf Jah-
ren lassen sich zum jetzigen Zeitpunkt keine Aussagen treffen. Im Übrigen 
wird auf die Antworten zu den Fragen 1 bis 5 sowie zu den Fragen 7 und 8 ver-
wiesen.
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